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Drucksache Nr, 2287 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Mai 1951 

BK 496/51 (5. Ang.) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über gesetzliche 
Handelsklassen für Erzeugnisse der Land- 
wirtschaft und Fischerei 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 54. Sitzung am 19. April 1951 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hat gegen die Änderungsvorschläge des Bundes- 
rates keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drufdc: Bonner Universitäts-Buchdruäcerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andemadi, Breite Straße 30» 
und Wiesbaden, Nletzsäiestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über gesetzliche Handelsklassen für Erzeugnisse 
der Landwirtschaft und Fischerei 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Zur Steigerung der Erzeugung, der Güte 
und des Absatzes von Erzeugnissen der Land- 
wirtschaft und Fischerei kann der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) im Einvernehiren 
mit dem Bundesminister des Innern mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung gesetzliche Handelsklassen einführen, 

(2) Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
Fisdierei sind die in der Landwirtschaft, dem 
Gemüse-, Obst-, Garten- und Weinbau, der 
Imkerei, durch Jagd oder Fischerei gewonne- 
nen und die durch ihre Be- und Verarbeitung 
oder Weiterverarbeitung hergestellten Nah- 
rungs-, Genuß- und Futtermittel. 

§2 

In der Rechtsverordnung sind die Eigen- 
schaften zu bezeichnen, welche die Erzeugnisse 
der einzelnen Handelsklassen aufweisen müs- 
sen. Bei be- oder verarbeiteten Erzeugnissen 
sind ferner die Art und Weise ihrer Fierstel- 
lung und ihre Zusammensetzung anzugeben. 

§ 3 

Werden Erzeugnisse nach den gesetzlichen 
Handelsklassen feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht, so 
gelten die Eigenschaften, welche die Erzeug- 
nisse dieser Handelsklassen aufweisen müssen, 
als zugesichert. 

§4 

Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung bestimmen: 

1. daß bestimmte Erzeugnisse nur nach den 
gesetzlichen Handelsklassen feilgehalten, 
angeboten, verkauft oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht werden dürfen; 


2. daß Erzeugnisse, für die gesetzliche Han- 
delsklassen eingeführt sind, zur Erreichung 
der in § 1 Absatz 1 genannten Zwecke in 
bestimmter Sortierung, Kennzeichnung, 
Verpackung, in bestimmten Mengen- oder 
Gewichtseinheiten feilgehalten, angeboten, 
verkauft oder sonst in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen. 

S 5 

Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, nach welchen Grundsätzen 
in den Verkehr gebrachte Erzeugnisse auf 
ihre Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Handelsklassen zu prüfen und welclie Ge- 
büh ren für diese Prüfung zu erheben sind. 

§6 

Bevor Rechtsverordnungen nach §§ 1, 4 
und 5 erlassen werden, soll der Bundesmini- 
ster die Organisationen der Landwirtschaft, 
der be- und verarbeitenden Betriebe, des 
Handels und der Verbraucher beteiligen. Er 
kann zu diesem Zweck aus Vertretern der 
beteiligten Organisationen besondere Fach- 
ausschüsse bilden. 

§ 2 

(1) Wer vorsätzlich 

1. einer nach § 4 Nr. 1 erlassenen Vorschrift 
zuwider Erzeugnisse nicht nach den gesetz- 
lichen Handelsklassen feilhält, anbietet, 
verkauft oder sonst in den Verkehr bringt, 

2. einer nach § 4 Nr. 2 erlassenen Vorschrift 
zuwider Erzeugnisse nicht in der bestimm- 
ten Sortierung, Kennzeichnung, Ver- 
packung, Mengen- oder Gewichtseinheit 
feilbictet, anbietet, verkauft oder sonst in 
den Verkehr bringt, 

kann, sofern die Vorschrift auf die Bußgeld- 
bestimmungen dieses Gesetzes verweist, mit 
einer Geldbuße belegt werden; ihr Höchst- 
betrag ist 20 000 Deutsche Mark. 
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(2) § 22 Absatz 2 Satz 2, §§ 27 bis 32, 48 
und 53 des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der Fassung 
des Gesetzes vom 29. März 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 78) sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 55 
Absatz 1, 57, 66 bis 101 des Wirtschafts- 
strafgesetzes sinngemäß. 

§ 

Die bisher von dem Direktor der Verwal- 
tung für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten oder dem Bundesminister auf Grund 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung 
des Bewirtsdiaftungsnotgesetzes vom 23. April 
1948 (WiGBl, S. 37) — zuletzt verlängert 
durch das Dritte Gesetz zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Bewirtschaftungsnot- 
gesetzes vom 8. Januar 1951 (Bundesgesetz- 


blatt I S. 45) — im sadilichen Geltungsbereich 
des § 4 Nr. 2 erlassenen Vorschriften treten 
spätestens mit dem Ablauf des . . . 
außer Kraft. 

§ 9 

Die Bestimmungen des Lebensmittel- und 
Futtermittelrechts bleiben unberührt. 

§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
treten die im Achten Teil Kapitel V der Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zur Sidierung 
von Wirtschaft und Finanzen vom 1. Dezem- 
ber 1930 (Reichsgesctzbl. I S. 517, 602) ent- 
haltenen Vorschriften zur Verbesserung der 
Marktverhältnisse für deutsche landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse außer Kraft. 


3 



Begründung 


Mit dem Inktrafttreten der neuen Markt- 
ordnungsgesetze, die an die Stelle der bisher 
geltenden Bewirtschaftungsgesetze und -an- 
ordnungen treten, besteht auch die Notwen- 
digkeit, eine neue Regelung des Standardisie- 
rungswesens für Erzeugnisse der Landwirt- 
schaft und Fischerei vorzunehmen. Die Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen vom 1. Dezem- 
ber 1930 (RGBl. I S. 602), die in Kapitel V 
Vorschriften zur Verbesserung der Marktver- 
hältnisse für deutsche landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse enthält, ist zwar noch in Kraft, 
aber nicht mehr auf die heutigen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse zugeschnitten. Darüber 
hinaus hatte der Reichsnährstand eine um- 
fangreiche Regelung, die auf die Mitwirkung 
seiner Organisationen abgcstellt war, getrof- 
fen. Aus rein praktischen Gründen erscheint 
es richtiger, auf diese Verordnung nicht mehr 
zurückzugreifen und sie durch eine neue Re- 
gelung zu ersetzen. Denn es gilt, die Quali- 
tätsbestrebungen in der deutschen Landwirt- 
schaft, die in der Kriegs- und Naclikriegszeit 
vernachlässigt worden sind, wieder in den 
Vordergrund zu rücken. Durch Qualitäts- 
steigerung soll der Absatz der Ware verbes- 
sert und damit der Landwirtschaft sichere 
Einnahmequellen geschaffen werden. An- 
dererseits wird der Verbraucher durch das 
Hervorheben der Mindestanforderungen ge- 
schützt, die an die Beschaffenheit der Ware, 
ihre Güte und Eigenart gestellt werden müs- 
sen, wenn sie als eine besondere Klasse ge- 
wertet werden soll. 

Demgemäß sieht der Gesetzentwurf eine Er- 
mächtigung des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten vor, im 
Interesse der Steigerung der Erzeugung, der 
Güte und des Absatzes durch Rechtsverord- 
nung für Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
Fischerei im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern gesetzliche Handelsklassen 
einzuführen. Hierunter sind niclit nur die 
Urprodukte, sondern auch die durch Be- und 
Verarbeitung oder Weiterverarbeitung ge- 
wonnenen Nahrungs-, Genuß- und Futter- 
mittel zu verstehen (§ 1 Absatz 2). 


Die Eigenschaften, die die Waren nach den 
aufgestellten Handelsklassen aufweisen müs- 
sen, gelten als „zugesichert“ im Sinne der 
VorsAriften des BGB. Damit wird eine klare 
Rechtslage für den Verkehr mit diesen Er- 
zeugnissen geschaffen (§ 3). 

Bei einigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
insbesondere bei solchen, für die eine beson- 
dere Marktordnung nicht aufgestellt wird, 
besteht ein wirtschaftliches Bedürfnis der Ein- 
flußnahme auf den Verkehr mit diesen 
Waren. So sollen zum Beispiel Kartoffeln, für 
die gesetzliche Handelsklassen — Speise-, 
Fabrik- und Futterkartoffeln — vorgesehen 
sind, nur in diesen 3 Formen in den Verkehr 
gebracht werden dürfen. Dies liegt im Inter- 
esse der Qualitätssteigerung und des Schutzes 
des Verbrauchers (§ 4 Absatz 1). Audi sollen 
die standardisierten Erzeugnisse nur in be- 
stimmter Sortierung, Kennzeichnung und 
Verpackung in den Verkehr gebradit werden 
(§ 4 Absatz 2). 

Bei der Kennzeichnung ist daran gedacht, den 
Käufer vor irreführenden Bezeichnungen zu 
schützen und einwandfreie Angaben über In- 
halt, Beschaffenheit usw. der Dosen und son- 
stigen Behältnisse vorzuschreiben. Zur Wah- 
rung der Einheitlichkeit im gesamten Bundes- 
gebiet gibt der Gesetzentwurf die Möglich- 
keit, Richtlinien über die Vornahme von 
Warenprüfungen sowie über die hierbei zu 
erhebenden Gebühren aufzustellen (§ 5). 
Diese Warenprüfungen werden — wie zum 
Beispiel bei Milch, Butter — durch besonders 
vorgebildete Prüfer vorgenommen. 

Die amtliche Lebensmittelüberwachung (Le- 
bensmittelpolizei) bleibt unberührt. 

Da der Staat bei dieser Neuregelung nur seine 
schützende Hand über den nach rein zivil- 
rechtlichen Gesichtspunkten zu behandelnden 
Geschäftsverkehr zwischen Erzeuger, Be- und 
Verarbeiter und Verbraucher halten will, sind 
Zuwiderhandlungen nur als Ordnungswidrig- 
keiten im Sinne des Wirtschaftsstrafrechts an- 
gesehen worden. Demgemäß können nur 
Geldbußen bis zu 20 000 Deutsche Mark ver- 
hängt werden. 


4 



Das geltende Lebensmittel- und FuttermitteL 
recht wird durch diese Neuregelung nicht 
berührt. Demzufolge bleibt der Schutz vor 
gesundheitlichen Schädigungen, vor Nach- 
machung, Fälschung und sonstiger Irrefüh- 
rung des Verbrauchers gemäß den Bestim- 
mungen des Lebensmittelgesetzes aufrecht er- 
halten. Dem Gesetzentwurf liegt eine rein 
wirtschaftspolitische Zielsetzung zugrunde. 
Das Standardisierungsgesetz stellt die posi- 
tiven Erfordernisse heraus, die an die Be- 
schaffenheit der Ware, ihre Güte und Eigen- 
art gestellt werden müssen, während das 
Lebensmittelgesctz als Abwehrgesetz den 
Verbraucher vornehmlich vor gesundheit- 
lichen Schädigungen und irreführenden Be- 
zeiclmungen sdiützen soll und nur die nega- 
tiven Beurteilungsgrundsätze festlegt. Dein- 
en tsprediend werden Verstöße gegen die Be- 


stimmungen des Lebensmittelrechts nach dem 
Lebensmittelgesetz und den sonst einschlägi- 
gen Strafbestimmungen geahndet. 

Es Hegt der Gedanke nahe, mit dieser Rege- 
lung auch eine solche des Gütezeichenwesens 
zu verbinden. Im Einverständnis mit der ge- 
samten Wirtschaft erscheint eine Regelung 
noch verfrüht. Es ist vielmehr angebracht, die 
Entwicklung der anlaufenden Marktverord- 
nungsgesetze abzuwarten und zu einem 
späteren Zeitpunkt diese Frage zu regeln. 
Hiervon ausgenommen wird dabei das Güte- 
zeichen für Mildi und Milcherzeugnisse, das 
im Interesse der Kontinuität der bisher be- 
stehenden Regelung in dem neuen Gesetz 
über den Verkehr mit Mildi, Mildierzeug- 
nissen und Fetten Berücksichtigung gefunden 
hat. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. April 1951 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 28. März 1951 - BK 496/51 - 
beehre ich mich mitzutcilen, daß der Bundesrat in seiner 54. Sitzung 
am 19. April 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über gesetzliche 
Handelsklassen für Erzeugnisse der Land- 
wirtschaft und Fischerei 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Ehard 
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Änderungs- und Ergänzungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über gesetzliche Handelsklassen für Erzeugnisse 

der Landwirtschaft und Fischerei 


1. In § 4 Ziffer 2 wird hinter den Worten: 

. genannten Zwecke . . 
das Wort eingefügt: 

. nur . , 

Begründung: 

Notwendige redaktionelle Änderung. 

2. § 4 erhalt folgende neuen Nummern 3 
und 4: 

„3- daß die Börsen und die Verwaltun- 
gen der öffentlichen Märkte, die 
Preisnotierungen vornehmen, ver- 
pflichtet sind, ihre Notierungen auf 
die gesetzlichen Handelsklassen nach 
§ 1 Absatz 1 zu erstrecken. 

4. daß in den Fällen, in denen von der 
Ermächtigung nach Nr. 1 Gebrauch 
gemacht w^orden ist, die Börsen und 
die Verwaltungen der öffentlichen 
Märkte, die Preisnotierungen vor- 
nehmen, verpl lichtet sind, ihren No- 
tierungen aubbchlicßlich die gesetz- 
lichen Handelsklassen nach § 1 Ab- 
satz 1 zugrunde zu legen.“ 

B e g r ü n düng: 

Um die Standardisierung voll wirksam 
werden zu lassen, erscheint es notwendig, 
die Bundesregierung in Ergänzung des Ent- 
wurfs zu ermächtigen, die Preisnotierungen 
auf Börsen und Märkten auf die gesetz- 
lichen Handelsklassen zu erstrecken (Zif- 
fer 3) bzw. auf die ausschließliche Notie- 
rung der Handelsklassen wäre zu beschrän- 
ken (Ziffer 4). 

3. § 5 erhält folgende b'assung: 

4 5 

Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bunciesrates bestimmen, nach welchen 
Grundsätzen Erzeugnisse der im § 1 ge- 
nannten Art in Handelsklassen eingereiht 
und auf ihre Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Handclsklassen geprüft wer- 


den. Sie kann Grundsätze über die Er- 
hebung von Gebühren für die Ein- 
reihung und Prüfung erlassen. Die zu- 
ständigen Obersten Landesbehörden sol- 
len im allgemeinen die Begutachtung von 
Erzeugnissen im Zusammenhang mit der 
Einreihung und Prüfung gemäß Satz 1 
den gesetzlichen Berufsvertretungen der 
beteiligten Wirtschaftskreisc übertragen.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung in Satz 1 soll sicherstellen, 
dals Bestimmungen auch über die Ein- 
reihung von landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen in Handclsklassen getroffen werden 
können. 

In der Gebührenfragc (Satz 2) ergibt sich 
die Neufassung aus der Notwendigkeit, 
nicht in verfassungsrechtlich unzulässiger 
Weise ln die Rechte der Länder einzugrei- 
fen. 

Es bedarf schlielUich (Satz 3) bereits Im 
Gesetz einer grundsätzlichen Klarstellung, 
daß Träger der zu errichtenden Gutachter- 
steilen im allgemeinen die gesetzlichen Be- 
rufsvertretungen sein sollten. 

4. § 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich 

1. ... (wie bisher) 

2. . . . (wie bisher) 

3. ein Erzeugnis im Sinne des § 1 unter 
der Bezeichnung als Handelsklassen- 
ware feilhält, anbietet, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt, obwohl 
hierfür eine Handclsklasse nldit ein- 
geführt ist, 

begeht eine Ordnungswidrigkeit im 
Sinne des § 6 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S, 193) in 
der Fassung des Gesetzes vom 29. März 
1950 (BGBl. I S. 78). Er kann mit einer 
Geldbuße belegt werden; der Höchst- 
betrag der Geldbuße beträgt 20 000 
Deutsdie Mark.“ 
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Begründung: 

Es erscheint notwendig, das System der 
Standardisierung und damit insbesondere 
den Verbraucher ergänzend auch durch den 
in der neuen Nr. 3 bezeichneten Straftat- 
bestand zu schützen. Im übrigen soll die 
Vorschrift den entsprechenden Bestimmun- 
gen der Marktordnungsgesetze angepaßt 
werden. 

5. § 8 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die im Regierungsentwurf bezeidineten 
Bestimmungen sind bereits außer Kraft 
getreten; § 8 ist daher inhaltlich über- 
flüssig. 


6. In § 9 werden hinter dem Wort: 

„. . . Futtermittelrechts . . .“ 

die Worte eingefügt: 

„. . . sowie über Fiandelsklassen bei 
Schlachtvieh nach § 13 Absatz 3 des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Vieh und 
Fleisch vom .... 1951 (BGBl. IS... .).“ 

Begründung: 

Die Klassifizierung des Schlachtviehs auf 
Grund des Vieh- und Fleischgesetzes wird 
nach anderen Methoden vorgenommen als 
sie nach diesem Gesetz vorgesehen sind; es 
bedarf daher einer ausdrücklichen Aus- 
nahmevorschrift. 
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